
Stadt Weißenberg
Landkreis Bautzen

Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung
(Abwassersatzung - AbwS)

Aufgrund von § 63 Abs. 2 des Sächsischen Wassergesetzes (SächsWG) und der §§ 4, 14
und 124 der Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen (SächsGemO) in Verbindung mit
den §§ 2, 9, 17 und 33 des Sächsischen Kommunalabgabengesetzes (SächsKAG) hat der
Stadtrat der Stadt Weißenberg am 12.06.2006 folgende Satzung beschlossen:

1. Teil - Allgemeines
§ 1

Öffentliche Einrichtung

(1) Die Stadt Weißenberg im Folgenden: Stadt betreibt die Beseitigung des in ihrem Gebiet
anfallenden Abwassers als eine einheitliche öffentliche Einrichtung (aufgabenbezogene
Einheitseinrichtung).

(2) Als angefallen gilt Abwasser, das 
- über eine Grundstücksentwässerungsanlage in die öffentlichen Abwasseranlagen ge-

langt oder 
- in abflusslosen Gruben oder Kleinkläranlagen gesammelt wird oder 
- zu einer öffentlichen Abwasserbehandlungsanlage gebracht wird.

(3) Ein Rechtsanspruch auf Herstellung, Erweiterung oder Änderung der öffentlichen Abwas-
seranlagen besteht nicht. 

(4) Die Abwasserbeseitigung wird durch die Abwasserbeseitigungsgesellschaft Weißenberg
mbH (AWG) durchgeführt, die die öffentliche Abwasserbeseitigung betreibt.

(5) Der Anschluss an die und die Benutzung der Abwasseranlagen sowie die Beseitigung
des Abwassers bestimmen sich im übrigen nach den „Abwasserentsorgungsbedingungen
(AEB)“ sowie dem „Preisblatt für die Abwasserbeseitigung“ der Abwasserbeseitigungsge-
sellschaft Weißenberg GmbH in der jeweils geltenden Fassung.

§ 2
Begriffsbestimmungen

(1) Abwasser ist das durch Gebrauch in seinen Eigenschaften veränderte Wasser
(Schmutzwasser), das aus dem Bereich von bebauten oder künstlich befestigten Flä-
chen abfließende und gesammelte Wasser aus Niederschlägen (Niederschlagswasser)
sowie das sonstige in öffentliche Abwasseranlagen mit Schmutzwasser oder Nieder-
schlagswasser fließende Wasser.

(2) Öffentliche Abwasseranlagen haben den Zweck, das im Stadtgebiet angefallene Abwas-
ser zu sammeln, den Abwasserbehandlungsanlagen zuzuleiten und zu reinigen. Öffentli-
che Abwasseranlagen sind insbesondere die öffentlichen Kanäle, Regenrückhaltebe-
cken, Regenüberlauf- und Regenklärbecken, Abwasserpumpwerke und Klärwerke sowie
offene und geschlossene Gräben und Wasserläufe, soweit sie der öffentlichen Abwas-
serbeseitigung dienen. Zu den öffentlichen Abwasseranlagen gehören auch die Grund-
stücksanschlüsse im Bereich der öffentlichen Verkehrs- und Grünflächen bis zur Grund-
stücksgrenze.



(3) Private Grundstücksentwässerungsanlagen sind alle Anlagen, die der Sammlung, Vor-
behandlung, Prüfung und Ableitung des Abwassers bis zur öffentlichen Abwasseranlage
dienen. Dazu gehören insbesondere Leitungen, die im Erdreich oder Fundamentbereich
verlegt sind und das Abwasser dem Anschlusskanal zuführen (Grundleitungen), Hebe-
anlagen, abflusslose Gruben und Kleinkläranlagen.

(4) Grundstücke, die über eine Kleinkläranlage, für die eine leitungsgebundene Anschluss-
möglichkeit an ein zentrales Klärwerk nicht besteht oder über eine abflusslose Grube,
die entleert und abgefahren wird, entsorgt werden, gelten als dezentral entsorgt. Die
nicht unter Satz 1 fallenden, entsorgten Grundstücke gelten als zentral entsorgt.

2. Teil - Anschluss und Benutzung
§ 3

Berechtigung und Verpflichtung zum Anschluss und zur Benutzung

(1) Die Eigentümer von Grundstücken, auf denen Abwasser anfällt, sind nach näherer Be-
stimmung dieser Satzung und vorbehaltlich der Einleitungsbeschränkungen der Allge-
meinen Entsorgungsbedingungen der AWG (AEB) berechtigt und verpflichtet, ihre
Grundstücke an die öffentlichen Abwasseranlagen anzuschließen, diese zu benutzen
und das gesamte auf den Grundstücken anfallenden Abwasser der Stadt im Rahmen
des § 63 Abs. 5 und 6 SächsWG zu überlassen, soweit die Stadt zur Abwasserbeseiti-
gung verpflichtet ist (Anschluss- und Benutzungszwang). Der Erbbauberechtigte oder
sonst dinglich zur baulichen Nutzung des Grundstücks Berechtigte tritt an die Stelle des
Eigentümers.

(2) Die Benutzungs- und Überlassungspflicht nach Absatz 1 trifft auch die sonst zur Nutzung
eines Grundstücks oder einer Wohnung berechtigten Personen.

(3) Grundstücke sind, wenn sie mit einer baulichen Anlage versehen werden, anzuschließen,
sobald die für sie bestimmten öffentlichen Abwasseranlagen betriebsfertig hergestellt
sind. Wird die öffentliche Abwasseranlage erst nach Errichtung einer baulichen Anlage
hergestellt, so ist das Grundstück innerhalb von vier Monaten nach der betriebsfertigen
Herstellung anzuschließen.

(4) Unbebaute Grundstücke sind anzuschließen, wenn der Anschluss im Interesse der öf-
fentlichen Gesundheitspflege, des Verkehrs oder aus anderen Gründen des öffentlichen
Wohls geboten ist.

(5) Abwasser, das auf Grundstücken anfällt, die nicht an die öffentlichen Abwasseranlagen
angeschlossen sind, hat der nach den Absätzen 1 und 2 Verpflichtete der Stadt oder
dem von ihr beauftragten Unternehmer zu überlassen (Benutzungszwang). Dies gilt
nicht für Niederschlagswasser, soweit dieses auf andere Weise ordnungsgemäß besei-
tigt wird.

(6) Bei Grundstücken, die nach dem Abwasserbeseitigungskonzept der Stadt nicht oder
noch nicht an einen öffentlichen Abwasserkanal angeschlossen werden können, kann
der Grundstückseigentümer oder der sonstige nach § 3 Abs. 1 Verpflichtete den An-
schluss seines Grundstücks verlangen, wenn er den für den Bau des öffentlichen Kanals
entstehenden Aufwand übernimmt und auf Verlangen angemessene Sicherheit leistet.
Einzelheiten, insbesondere die Frage, wer den Unterhaltungs- und Erneuerungsaufwand
trägt, werden durch Vertrag geregelt.

§ 4
Anschlussstelle, vorläufiger Anschluss
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(1) Wenn der Anschluss eines Grundstücks an die nächstliegende öffentliche Abwasseran-
lage technisch unzweckmäßig oder die Ableitung des Abwassers über diesen Anschluss
für die öffentliche Abwasseranlage nachteilig wäre, kann die Stadt verlangen oder ge-
statten, dass das Grundstück an eine andere öffentliche Abwasseranlage angeschlossen
wird.

(2) Ist die für ein Grundstück bestimmte öffentliche Abwasseranlage noch nicht erstellt, kann
die Stadt den vorläufigen Anschluss an eine andere öffentliche Abwasseranlage gestat-
ten oder verlangen.

§ 5
Befreiungen vom Anschluss- und Benutzungszwang

(1) Von der Verpflichtung zum Anschluss an die öffentliche Abwasserbeseitigung und von
der Verpflichtung zur Benutzung deren Einrichtungen können die nach § 3 Abs. 1, 2 und
5 Verpflichteten auf Antrag insoweit und solange befreit werden, als ihnen der Anschluss
oder die Benutzung wegen ihres, die öffentlichen Belange überwiegenden, privaten In-
teresses an der eigenen Beseitigung des Abwassers nicht zugemutet werden kann und
die Befreiung wasserwirtschaftlich unbedenklich ist.

(2) Die Stadt bescheidet den Antrag nach Vorbereitung durch die AWG. Dem Antrag sind
Pläne beizufügen, aus denen ersichtlich ist, wie die Abwässer beseitigt oder verwertet
werden sollen. Eine Befreiung nur vom Benutzungszwang kann erst ab Beginn des
nächsten Kalendervierteljahres erteilt werden.

§ 6
Grundstücksbenutzung

Die Grundstückseigentümer und sonstige nach § 3 Abs. 1 Verpflichtete sind im Rahmen der
Vorschrift des § 109 SächsWG verpflichtet, für Zwecke der öffentlichen Abwasserbeseitigung
das Verlegen von Kanälen einschließlich Zubehör zur Ab- und Fortleitung gegen Entschädi-
gung zu dulden. Sie haben insbesondere den Anschluss anderer Grundstücke an die An-
schlusskanäle zu ihren Grundstücken zu dulden.

§ 7
Stilllegung von Grundstücksentwässerungsanlagen

Kleinkläranlagen, abflusslose Gruben und deren Nebeneinrichtungen sind unverzüglich,
spätestens nach vier Monaten außer Betrieb zu setzen, nach dem das Grundstück an ein öf-
fentliches Klärwerk angeschlossen ist. Den Aufwand für die Stilllegung trägt der Grund-
stückseigentümer oder sonstige nach § 3 Abs. 1 Verpflichtete.

§ 8
Anzeigepflichten

Wird eine Grundstücksentwässerungsanlage, auch nur vorübergehend, außer Betrieb ge-
setzt, hat der Grundstückseigentümer diese Absicht so frühzeitig mitzuteilen, dass der An-
schlusskanal rechtzeitig verschlossen oder beseitigt werden kann. Den Aufwand trägt der
Grundstückseigentümer oder sonstige nach § 3 Abs. 1 Verpflichtete.

§ 9
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 124 Abs. 1 SächsGemO handelt, wer vorsätzlich oder
fahrlässig
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1. entgegen § 3 Abs. 1 das Abwasser nicht der Stadt überlässt,

2. entgegen § 7 die Grundstücksentwässerungsanlagen im Falle des An-
schlusses an die öffentlichen Abwasseranlagen nicht oder nicht rechtzeitig
stilllegt,

3. entgegen § 8 seinen Anzeigepflichten gegenüber der Stadt nicht richtig
oder nicht rechtzeitig nachkommt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann entsprechend § 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkei-
ten (OWiG) mit einer Geldbuße von mindestens 5 €, höchstens 1.000 € geahndet wer-
den.

(3) Die Vorschriften des Sächsischen Verwaltungsvollstreckungsgesetzes (SächsVwVG)
bleiben unberührt.

3. Teil - Übergangs- und Schlussbestimmungen
§ 10

Unklare Rechtsverhältnisse

Bei Grundstücken, die im Grundbuch noch als Eigentum des Volkes eingetragen sind, tritt an
die Stelle des Grundstückseigentümers nach den Vorschriften dieser Satzung der Verfü-
gungsberechtigte im Sinne von § 8 Abs. 1 des Gesetzes über die Feststellung der Zuord-
nung von ehemals volkseigenem Vermögen (Vermögenszuordnungsgesetz - VZOG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 29.3.1994 (BGBl. I, S. 709), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 28.10.2003 (BGBl. I S. 2081), in der jeweils geltenden Fassung.

§ 11
In-Kraft-Treten

Diese Abwassersatzung tritt rückwirkend zum 01.01.2006 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Ent-
wässerungssatzung der Stadt Weißenberg vom 27. Mai 2002 außer Kraft.

Weißenberg, den 13.06.2006

Staude
Bürgermeister

4


